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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Strafrecht

Die Ständekammer behandelte als Erstrat die Revision der Bestimmungen über
strafbare Handlungen gegen Leib und Leben, gegen die Sittlichkeit und gegen die
Familie. Sie stimmte der vom Bundesrat vorgeschlagenen Strafbarkeit der Herstellung,
Einfuhr und Verbreitung von Darstellungen grausamer Handlungen und sogenannt
harter Pornografie zu. Ein Antrag der Kommissionsmehrheit, das Zeigen derartiger
Erzeugnisse zumindest im engen Bekanntenkreis nicht zu ahnden, blieb ohne Erfolg.
Wesentlich mehr zu reden gab die Ansetzung der Schutzaltersgrenze, das heisst des
Alters, von dem an Jugendliche geschlechtliche Handlungen mit anderen Personen
ausüben dürfen. Gegen eine Senkung der zur Zeit auf 16 Jahre fixierten Grenze wurde
ins Feld geführt, dass die Jugendlichen heute zwar die geschlechtliche Reife früher
erlangen, dass aber in der Regel die geistige Reife zum selbständigen Entscheid in
Sexualfragen noch nicht vorhanden sei. Für die Befürworter einer Senkung ging es
primär darum, den veränderten Verhältnissen in der Gesellschaft Rechnung zu tragen.
Der Liberale Aubert (NE) wies in seinem befürwortenden Votum darauf hin, dass sich
das Schutzalter 16 auf keine Tradition berufen könne, habe es doch zu Beginn des 20.
Jahrhunderts in fast allen Kantonen zwischen 12 und 15 Jahren gelegen. Der Antrag des
Bundesrates, die Altersgrenze auf 16 Jahren zu belassen, wurde mit 20:15 Stimmen
gutgeheissen. Die Eidg. Jugendkommission hatte in diesem Zusammenhang gefordert,
dass der Zweck des Schutzalters nicht eine Kriminalisierung der Jugendlichen sein
dürfe, sondern dazu dienen soll, Kinder vor der sexuellen Verführung durch Erwachsene
zu schützen. Der Ständerat nahm diese Argumentation auf und beschloss, dass bei
Jugendlichen bis zum 20. Altersjahr von der Strafverfolgung abgesehen werden kann.

Fast noch mehr beachtet als die Schutzaltersproblematik wurde der Entscheid des
Ständerats zur Frage, ob die Vergewaltigung in der Ehe weiterhin straffrei bleiben soll.
Bereits der Vorschlag der Regierung, gegen den Rat der Expertenkommission an dieser
Bestimmung festzuhalten, hatte zu heftigen Protesten von Frauenorganisationen
geführt. Die meisten Gegner einer Änderung führten Schwierigkeiten bei der
Beweisermittlung ins Feld. In einigen dieser Voten klang aber auch an, dass es hier nicht
allein um eine ermittlungstechnische Frage geht, sondern grundsätzlich das Verhältnis
zwischen Mann und Frau angesprochen ist. Für die weiblichen Abgeordneten war dieser
grundsätzliche Charakter der Auseinandersetzung klar: unabhängig von ihrer
Parteizugehörigkeit setzten sie sich ausnahmslos für die Strafbarkeit ein. Die
Straffreiheit bedeute nichts anderes, erklärte Ständerätin Bührer (sp, SH), als dass das
geltende Recht dem Mann mit dem Trauschein zugleich die sexuelle Verfügungsgewalt
über seine Ehefrau zubillige. Obwohl einige Männer eingestanden, im Verlauf der
Debatte ihre Meinung geändert zu haben, lehnte der Rat den Vorschlag, die
Vergewaltigung in der Ehe auf Antrag zu bestrafen, mit 22:9 Stimmen deutlich ab.
Immerhin stimmte die Ständekammer der Kompromissformel von Josi Meier (cvp, LU)
zu, die Vergewaltigung in getrennten Ehen als strafbar zu erklären. Die Privilegierung
von Männern, welche ihre Ehefrau vergewaltigen, findet in der öffentlichen Meinung im
Gegensatz zum Ständerat wenig Verständnis. Eine Umfrage ergab, dass 62% für und nur
20% gegen die Strafbarkeit plädieren. Dabei zeigten sich kaum
Einstellungsunterschiede zwischen Frauen und Männern, hingegen liess sich ein
Gesinnungswandel feststellen, hat sich doch die Gruppe der Befürworter einer
Straflosigkeit innerhalb von zwei Jahren nahezu halbiert. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 16.06.1987
HANS HIRTER
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Wahlen

Eidgenössische Wahlen

Le résultat des élections au Conseil des Etats ne concorde qu'en partie avec celui des
élections à la chambre du peuple. Si le PS a perdu, au Conseil national, l'avantage qu'il
avait pris en 1975 sur le PRD, il a en revanche opéré une percée aux Etats. Il a, en effet,
non seulement maintenu les deux sièges conquis au cours de la législature précédente
(ZH et JU), mais encore il a renforcé sa représentation en enlevant deux nouveaux
sièges aux autres partis, s'approchant ainsi désormais, avec ses neuf représentants, de
la délégation radicale réduite à onze conseillers aux Etats. Au premier tour déjà, la
socialiste schaffhousoise Esther Bührer triompha de son concurrent radical, l'ancien
conseiller national E. Waldvogel. Dans le canton de Vaud en revanche, le socialiste J.
Morier Genoud a été battu par le libéral H. Reymond. En outre, les deuxièmes tours de
scrutin qui durent avoir lieu dans quatre cantons ont été décisifs: à Neuchâtel, en effet,
R. Meylan sauva le siège socialiste grâce au retrait du candidat PdT, tandis que le
président du PRD suisse, Y. Richter, succomba devant le libéral J.-F. Aubert, les deux
ayant été des conseillers nationaux sortants. A Fribourg, le PDC n'est plus parvenu à
maintenir sa double représentation traditionnelle aux Etats. Son prestige étant ébranlé,
le socialiste O. Piller a pu lui ravir un des deux mandats. A Bâle-Campagne, la majorité
des électeurs n'a plus renouvelé sa confiance au radical W. Jauslin, lui préférant le
socialiste E. Belser, adversaire des centrales nucléaires. Ce n'est qu'au Tessin que le
second tour n'apporta pas de changement à la représentation habituelle au Conseil des
Etats. Les 46 sièges sont répartis de la manière suivante: PDC 18 (19 auparavant), PRD 11
(14), PS 9 (7), UDC 5 (4), libéraux 3 (1), tandis que l'Alliance des indépendants n'a plus
présenté de candidats. Parmi les nouveaux élus, il convient de mentionner plus
particulièrement les anciens conseillers nationaux radicaux H. Letsch (AG) et L. Generali
(TI) ainsi que le démocrate-chrétien argovien J. Binder qui s'était retiré en 1975 de la
chambre du peuple et, enfin, P. Gerber, représentant de l'UDC bernoise et président
de l'Union suisse des paysans. Le Conseil des Etats compte désormais trois femmes. 2

WAHLEN
DATUM: 21.10.1979
PETER GILG

Insgesamt 62 Parlamentarierinnen und Parlamentarier verzichteten auf eine
Verteidigung ihres Mandats; darunter waren sechs bisherige Nationalräte, welche nun
für den Ständerat kandidierten. Namentlich unter den zurücktretenden Zürcher
Deputierten fanden sich einige bekannte Persönlichkeiten. Der zusammen mit Helmut
Hubacher (sp, BS) amtsälteste Nationalrat Paul Eisenring (cvp) zog sich nach 28 Jahren
zurück; mit dem freisinnigen Nationalratspräsidenten Ulrich Bremi (16 Jahre im
Parlament), Sigmund Widmer (ldu, 17 Jahre im Parlament), Peter Spälti (fdp, 8 Jahre im
Parlament) und der sozialdemokratischen Liliane Uchtenhagen (20 Jahre im Parlament)
verabschiedeten sich vier weitere bekannte Persönlichkeiten aus der Volkskammer.
Andere prominente zurücktretende Nationalratsangehörige waren der ehemalige SGB-
Präsident Fritz Reimann (sp, BE), der Oststaatenexperte Peter Sager (svp, BE), der
Finanzexperte Hans-Rudolf Feigenwinter (cvp, BL), Felix Auer (fdp, BL) und Paul Zbinden
(cvp, FR). Von den 32 Nationalrätinnen traten neben der oben erwähnten Lilian
Uchtenhagen auch Susi Eppenberger (fdp, SG), Françoise Pitteloud (sp, VD) — sie war
mit 40 Jahren die jüngste abtretende Nationalrätin — und die 43jährige Grüne Susanne
Leutenegger Oberholzer (BL) zurück. Im Ständerat verzichteten unter anderem Esther
Bührer (sp, SH), Jakob Schönenberger (cvp, SG), Bruno Hunziker (fdp, AG), Robert
Ducret (fdp, GE) und Arthur Hänsenberger (fdp, BE) auf eine weitere Kandidatur.

Vergleichszahlen Rücktritte (National-/Ständerat): 1975: 33/8; 1979: 45/14; 1983: 43/8;
1987: 49/16; 1991: 53/9. 3

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 05.10.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

Im Kanton Schaffhausen traten anlässlich der Ständeratswahlen Hannes Germann und
Thomas Minder zur Verteidigung ihrer Sitze an. Die Phalanx aus FDP und SVP wurde bei
den letzten Wahlen durch den Unternehmer und Urheber der „Abzocker“-Initiative
Thomas Minder durchbrochen. Die FDP wollte nun mit Regierungsrat Reto Dubach das
2011 verlorene Mandat zurückerobern. Die Schaffhauser Sozialdemokraten, welche mit
Esther Bührer erst einmal (1979-1991) im „Stöckli“ vertreten waren, versuchten dies mit
Kantonsrat Walter Vogelsanger zu ändern.

Als weitgehend ungefährdet wurde der Sitz von SVP-Ständerat Hannes Germann
betrachtet. Der ehemalige Ratspräsident galt als moderater Vertreter der Volkspartei in
Bern und konnte auf Unterstützung weit über die Parteigrenzen zählen. Eindeutig
umstrittener war das Mandat des selbsternannten politischen Outsiders Thomas

WAHLEN
DATUM: 18.10.2015
ANDREA DENZ
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Minder. War dessen Beliebtheit 2011 noch hauptsächlich auf seine Volksinitiative
zurückzuführen, so hatte sich das Bild mit seinem Betritt zur SVP-Fraktion sowie seiner
Unterstützung für die Masseneinwanderungs- und die Ecopop-Initiative etwas
verändert. Neben seinem oft recht deutlich rechtsbürgerlichen Kurs wurde dem Trybol-
Geschäftsführer auch vorgehalten, er würde sich in Bern zu wenig für die spezifischen
Interessen des Kantons Schaffhausen einsetzen. Sein aussichtsreichster Konkurrent –
Regierungsrat Reto Dubach – konnte derweil auf breite Unterstützung in bürgerlichen
Kreisen zählen. Selbst die Ökologische Bewegung Schaffhausen (ÖBS) – der
Schaffhauser Ableger der Grünen Partei – unterstützte den FDP-Kandidaten offiziell.
Die SVP ihrerseits gab einzig für ihren eigenen Kandidaten eine Wahlempfehlung ab,
nicht aber für Minder. Mit Ausnahme der EVP wurde Minder damit von keiner
etablierten Partei unterstützt. Dem SP-Mann Walter Vogelsanger wurden als einzigem
linkem Kandidaten im bürgerlich dominierten Kanton kaum reelle Chancen eingeräumt.
Der Wahlkampf war geprägt durch den Zweikampf zwischen Minder und Dubach.
Minder sah sich in der Rolle des Aussenseiters, in welcher er sich trotz Bisherigen-
Status als Alternative gegen das „Establishment“ positionierte.  Es stellte sich die Frage,
inwieweit die nationale Bekanntheit des Amtsinhabers und sein Erfolg mit der
„Abzocker“-Initiative zu einem weiteren Wahlsieg verhelfen könnten. Auf der anderen
Seite galt Dubach als gemässigter Vertreter der FDP. Trotz seinem für wenig
Begeisterungsstürme sorgenden Wahlkampf, schien er insbesondere durch sein
Einstehen für den Atomausstieg und seine ökologischen Ansichten auch für Wähler links
der Mitte attraktiv zu sein. Weil für das Rennen um den zweiten Sitz neben Germann
von einem zweiten Wahlgang ausgegangen wurde, schien die Rückeroberung des
Mandats durch die FDP möglich. 

Zu einem solchen zweiten Wahlgang kam es jedoch nicht, denn neben Germann
schaffte auch Thomas Minder den Wiedereinzug ins Stöckli bereits im ersten Anlauf.
Germann führte das Feld mit 20‘747 Stimmen klar an, während Minder mit 13‘733
Stimmen die Hürde des absoluten Mehrs (13‘195) knapp übersprang. Auf dem dritten
Rang folgte – zur grossen Überraschung – der Sozialdemokrat Vogelsanger mit 7‘952
Stimmen. Für den FDP-Regierungsrat Dubach bedeutete der vierte und letzte Platz mit
nur 7‘731 Stimmen eine herbe Enttäuschung. Das Schaffhauser Stimmvolk hat sich also
für Kontinuität entschieden. 4

Landesverteidigung

Militärorganisation

Le 12 mars 1990, la CEP II fut instituée à la suite de la découverte, par la CEP I, de
fichiers au DMF et de certaines informations, parues dans la presse alémanique, ayant
trait aux fichiers susmentionnés ainsi qu'à l'éventuelle existence d'une armée secrète
de résistance. Les débats du Conseil national concernant la création de cet organe
firent apparaître une scission entre, d'une part, les groupes socialiste, écologiste,
indépendant-évangélique et le parti du travail et, d'autre part, les partis bourgeois. Les
premiers voulurent non seulement que l'on crée une CEP II mais aussi qu'on lui attribue
un mandat très étendu, portant sur l'ensemble de la gestion du DMF. Les seconds, plus
réticents à l'idée de la mise sur pied d'une seconde commission d'enquête (à
l'exception du PDC), obtinrent une nette limitation de la procuration: celle-ci, à l'issue
des débats parlementaires des deux Chambres, fut limitée dans le temps (pas de
rétroactivité) et dans l'espace (pas d'examen de la gestion du DMF mais des seules
activités liées aux renseignements, à la sécurité et aux fichiers). Dans les deux Conseils,
la question d'un mandat octroyé aux commissions de gestion plutôt qu'à un organe
extraordinaire se posa, mais le souci de rétablir la confiance populaire ainsi que la plus
vaste latitude d'action du second mentionné firent renoncer à cette possibilité.
Composée de 10 membres (cinq députés de chaque chambre), la CEP II fut présidée par
le sénateur Schmid (pdc, AI) et compta dans ses rangs un membre de la CEP I, la
conseillère aux Etats Bührer (ps, SH). 5

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 12.03.1990
BRIGITTE CARETTI
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Dans le dernier poste du programme des constructions 1990 figure notamment le
crédit pour la deuxième étape de l'édification de la place d'armes de Neuchlen-
Anschwilen (commune de Gossau, SG). Devant remplacer la caserne de Saint-Gall
détruite en 1980 en raison des travaux de la N1, cette élévation, dont le montant de la
première étape fut adopté par les Chambres en 1989, reste très controversée,
notamment par les partis socialiste, écologiste, indépendant et évangélique ainsi que
par I'ARNA (Aktionsgruppe zur Rettung von Neuchlen-Anschwilen). S'ils invoquent la
protection de l'environnement, les adversaires du projet demandent plus
concrètement une pause de réflexion afin de pouvoir tenir compte de la nouvelle
architecture européenne ainsi que du futur concept «Armée 95». Les partisans de la
place d'armes, parmi lesquels on trouve un comité ad hoc (ISGA (sigle allemand),
communauté d'intérêts en faveur de lieux de formation militaire sensés et crédibles),
les partis bourgeois gouvernementaux et les libéraux, plaident quant à eux pour une
amélioration et un assainissement des infrastructures.
Au Conseil national, ces derniers l'emportèrent puisque les propositions de rejet du
crédit, de redimensionnement du projet, de déplacement de la caserne dans un autre
lieu ainsi que celle d'un vote consultatif des populations concernées furent toutes
repoussées. De surcroît, la majorité de la grande chambre intégra au programme des
constructions 1990 l'engagement financier nécessaire à la troisième phase de la
construction de cette place d'armes (CHF 12.97 millions), afin d'éviter la répétition d'un
tel débat en 1991. Le Conseil des Etats entérina cette extension, malgré une proposition
s'y opposant de la conseillère aux Etats Bührer (ps, SH). 6

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 21.09.1990
BRIGITTE CARETTI

Dans le contexte plus spécifique du seul P-26, la conseillère aux Etats Bührer (ps, SH) a
souhaité, par le biais d'un postulat, que certains points liés aux finances ainsi qu'au
personnel de l'organisation secrète de résistance soient éclaircis. Il s'agit plus
particulièrement du montant total des dépenses faites, du degré d'implication de
fonctionnaires fédéraux, de leur éventuelle indemnisation et de leur nom. La petite
chambre a cependant rejeté ce texte après que Kaspar Villiger eut demandé de ne plus
revenir sur cet épisode passé. 7

POSTULAT
DATUM: 15.12.1991
SERGE TERRIBILINI

Ausrüstung und Beschaffung

An einemgemeinsamen Medienauftritt begründeten die Bundesräte Ogi, Villiger und
Delamuraz ihre Ablehnung der Volksinitiative mit der internationalen Glaubhaftigkeit
der Schweiz sowie mit volkswirtschaftlichen Argumenten. Bundespräsident Ogi
bezeichnete die Beschaffung der Flugzeuge als «europäische Pflicht», weil ein
Schweizer Luftloch das Vertrauen der Nachbarn in die schweizerische
Verteidungsfähigkeit erschüttern würde. Bundesrat Villiger betonte, es gebe keine
sinnvolle und günstigere Alternative zum Kauf der F/A-18. Und EVD-Chef Delamuraz
wies darauf hin, dass die Schweizer Montage und die mit den USA für die Beschaffung
der F/A-18 ausgehandelten Kompensationsgeschäfte 20'000 Mann-Jahre Arbeit in
technologisch interessanten Bereichen bringen würden.
Neben dem bereits oben erwähnten plebiszitären Schlagwort der «Armeeabschaffung
auf Raten» waren die Auswirkungen der Kompensationsgeschäfte auf den
krisengeschüttelten Schweizer Arbeitsmarkt denn auch jenes Thema, das von den
Gegnern der Initiative ganz besonders hervorgehoben wurde. Auch der Bundesrat, der
1986 in Beantwortung eines Postulates Jaggi (sp, VD) den Kompensationshandel als
unzeitgemäss bezeichnet und dessen schrittweisen Abbau befürwortet hatte,
schwenkte voll auf diese Linie ein. Das Schweizer Büro der F/A-18-Hersteller
organisierte zusammen mit der Gruppe für Rüstungsdienste und den kantonalen
Amtern für Wirtschaftsförderung Informationsveranstaltungen über die Auswirkungen
der Kompensationsgeschäfte auf den Arbeitsmarkt, was die Initianten als versteckte
Abstimmungspropaganda werteten.
Von der Kampagne der Gegner immer weiter in die Armeeabschaffer-Ecke gedrängt,
bekundeten die gemässigten Befürworter zusehends Mühe, ihr militärpolitisches
Anliegen überzeugend vorzutragen. Stimmen von Experten aus Kreisen, die nicht als
armeefeindlich bezeichnet werden konnten, welche die Flugzeugbeschaffung aber aus
technischen oder finanzpolitischen Motiven oder aus Gründen der fehlenden
Eurokompatibilität ablehnten, verhallten ziemlich ungehört (Der offizielle Besuch von
Elisabeth Rehn, Verteidigungsministerin in der finnischen Regierung, welche 1992
ebenfalls den Kauf von F/A-18-Kampffliegern beschlossen hatte, bot dem BR wertvolle
Schützenhilfe im Kampf gegen das Argument, die F/A-18 seien nicht eurokompatibel).
Auch ein überparteiliches Komitee «Ja zur Armee – Ja zu einer Schweiz ohne neue

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 06.06.1993
MARIANNE BENTELI
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Kampfflugzeuge» unter dem Präsidium von Ständerat Plattner (sp, BS), den
Nationalräten Meier (gp, ZH) und Rebeaud (gp, GE) sowie alt Ständerätin Bührer (sp, SH),
welches die für den Flugzeugkauf vorgesehenen CHF 3.5 Mrd. lieber in eine andere Art
der Luftraumüberwachung und eine moderne bodengestützte Luftabwehr investieren
wollte, vermochte kaum in den Abstimmungskampf einzugreifen.  

Volksinitiative «für eine Schweiz ohne neue Kampfflugzeuge». Abstimmung vom 6.
Juni 1993

Beteiligung: 55.6%
Nein: 1'435'744 (57.2%) / 17 4/2 Stände
Ja: 1'074'661 (42.8) / 3 2/2 Stände

Parolen:
– Nein: FDP, CVP (1*), SVP, LP, EVP (2*), APS, SD, EDU; Vorort, SGV, SBV, VSA, Auns
– Ja: SPS, GP, LdU (3*), PdA, Lega; SGB
– Stimmfreigabe: CNG, Smuv
* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen

Dabei hätte gerade das finanzpolitische Argument ein grosses Mobilisierungspotential
gehabt, wie die im Anschluss an die Abstimmung durchgeführte Vox-Analyse nachwies.
55% der Stimmberechtigten, 65% der Nicht-Urnengänger und 91% der Ja-Stimmenden
unterstützen die Aussage, angesichts der leeren Bundeskasse könnten die rund CHF 3.5
Mrd. für die Beschaffung von 34 Flugzeugen für dringlichere Aufgaben gebraucht
werden. Dass dieses Argument sich im Abstimmungskampf nicht stärker durchzusetzen
vermochte, wurde auch darauf zurückgeführt, dass die Initiativgegner und vor allem
Bundesrat Villiger offenbar erfolgreich mit der Feststellung konterten, die 34
Kampfflieger würden aus dem regulären Budget des EMD bezahlt, weshalb auch bei
einer Ablehnung keine Möglichkeit bestehe, die CHF 3.5 Mrd. anderen Aufgaben – etwa
im Sozialbereich – zuzuführen. Als kurz vor der Abstimmung Sparpläne von Bund und
Kantonen bei den Sozialversicherungen publik würden, verneinte auch die Vorsteherin
des EDI die Möglichkeit, die F/A-18-Kredite direkt zugunsten anderer Bundesaufgaben
umzuleiten. 8

Zivildienst und Dienstverweigerung

Après le Conseil national en 1989, le Conseil des Etats a adopté la modification du code
pénal militaire décriminalisant le statut des objecteurs de conscience (projet Barras).
Selon cette décision, l'objecteur ayant fait la preuve de son incapacité à concilier le
service militaire avec ses valeurs éthiques fondamentales, sera reconnu coupable et
astreint à un travail d'intérêt général d'une durée 1.5 fois plus longue que celle du
service refusé.
Lors des débats dans la petite chambre, cette définition globale a néanmoins donné
lieu à plusieurs objections visant, sans succès, à refuser le projet ou à en assouplir les
différentes normes. Au niveau général, une proposition Reymond (pl, VD) de non-
entrée en matière, basée sur les refus populaires, en 1977 et 1984, d'un véritable service
civil, sur l'anticonstitutionnalité de la révision et sur le mécontentement qu'elle suscite,
fut rejetée. L'extension de la notion d'objection authentique à tous les motifs de
conscience, désirée par la conseillère aux Etats Bührer (ps, SH), fut également
repoussée, tout comme les suggestions en faveur d'une durée équivalente des deux
services ou d'une astreinte civile 1.2 fois plus longue. Il en alla de même pour la
proposition Masoni (prd, TI) demandant la suppression du verdict de culpabilité. 9

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 16.10.1990
BRIGITTE CARETTI
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Infrastruktur und Lebensraum

Energie

Kernenergie

Le Conseil des Etats a ratifié, par 33 contre 3 voix, l'accord de coopération entre la
Suisse et la France concernant l'utilisation de l'énergie nucléaire à des fins pacifiques.
Remplaçant un traité conclu en 1970, il réglera les opérations du cycle du combustible,
la production d'isotopes, la recherche scientifique et technique ainsi que la sécurité et
la protection nucléaires. Par contre, les livraisons d'uranium enrichi, de plutonium ainsi
que celles d'installations d'enrichissement, de retraitement ou de fabrication d'eau
lourde ne sont pas gérées par ce texte. De surcroît, la France étant dotée de l'arme
nucléaire, le contrôle international des équipements sensibles et les conditions de
non-prolifération pour certains biens ne sont pas compris dans l'accord. Les quelques
oppositions sont venues notamment de la députée Bührer (ps, SH), en raison de ses
objections à l'égard du nucléaire et de Creys-Malville. 10

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 04.12.1989
BRIGITTE CARETTI

Verkehr und Kommunikation

Verkehrspolitik

Les problèmes de ferroutage ont fait l'objet de diverses interventions parlementaires.
Le postulat Bührer (ps, SH), transmis par la petite chambre, désire, de la part des CFF,
une collaboration avec le transport routier dans le domaine du trafic de marchandises,
en vue, en particulier, d'un financement commun des installations nécessaires au
transport combiné rail/route. Le Conseil national a, pour sa part, accepté le postulat
Eggenberg (ps, BE) (90.424) demandant de subventionner le trafic combiné avec
conteneurs intermodaux au moyen du produit sur les droits d'entrée des carburants.
Cette même chambre a encore adopté partiellement comme postulat la motion
Cavadini (prd, TI) (89.646) qui se préoccupait du blocage toujours plus important du
trafic des poids lourds dans le Tessin, à la frontière italienne. Parmi plusieurs exigences,
figurait la demande d'un renforcement anticipé de la ligne ferroviaire Bellinzone-Luino
afin d'augmenter les capacités de ferroutage sur ce tronçon. 11

POSTULAT
DATUM: 22.06.1990
SERGE TERRIBILINI

Eisenbahn

Afin de remédier à cette situation difficile sur le plan financier, les CFF ont pris
diverses mesures et, en premier lieu, ont décidé d'une nouvelle augmentation de
leurs tarifs qui interviendra le ler mai 1991. Celle-ci devrait apporter un gain de 119,1
millions de francs à la régie et s'attache surtout à compenser le renchérissement. Dans
un premier temps, cette hausse avait été envisagée à 10,6% en moyenne. Mais
l'intention du gouvernement de réduire ses subventions, notamment en ce qui
concerne l'abonnement demi-tarif, a poussé les CFF à fixer cette augmentation à
12,2%. Les motions Bührer (ps, SH) (90.596) et Eggenberg (ps, BE) (90.643), transmises
comme postulats, ont demandé au Conseil fédéral de proposer au parlement un crédit
permettant de maintenir le principe de la réduction accordée aux abonnements
précités. Par ailleurs, la grande chambre a accepté le postulat Bürgi (pdc, SZ) (90.434)
envisageant la prise en charge par la Confédération du supplément dont doivent
s'acquitter les groupes de handicapés voyageant dans des voitures spécialement
équipées. 12

MOTION
DATUM: 05.10.1990
SERGE TERRIBILINI

01.01.65 - 01.01.22 6ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Raumplanung und Wohnungswesen

Raumplanung

Eine grundsätzlichere Neuordnung streben die Initianten der «Stadt-Land-Initiative
gegen die Bodenspekulation» mit einer Änderung der oben erwähnten
Verfassungsartikel aus dem Jahre 1969 an. Die Initiative verlangt, dass Grundstücke nur
noch zum Eigengebrauch oder zur Bereitstellung günstiger Wohnungen erworben
werden dürfen und sieht eine Preiskontrolle für landwirtschaftlichen Boden vor.
Ausserdem soll, zur Unterstützung der Raumplanung, nicht erschlossenes Land
automatisch der Landwirtschaftszone zugerechnet werden. Nachdem die Initiative 1985
bereits vom Bundesrat und 1986 vom Nationalrat zur Ablehnung empfohlen worden war,
wandte sich 1987 auch der Ständerat gegen das von ihm als zu radikal eingestufte
Begehren. Neben der Radikalität wurde in der kleinen Kammer auch bemängelt, dass
der Initiativtext die juristischen Personen unerwähnt lasse und diese damit gegenüber
den natürlichen bevorzuge, da ersteren keine Einschränkungen auferlegt würden.
Bundesrätin Kopp machte in der Diskussion zudem auf die Gefahr eines erhöhten
Bodenverschleisses ' aufmerksam, da nach der Annahme der Initiative
Einfamilienhäuser rechtlich einfacher zu bauen wären als raumsparende Siedlungen.
Mit dem Hinweis auf das sich in Revision befindende bäuerliche Bodenrecht versagte
darauf der Ständerat der Initiative mit 31:4 Stimmen die Unterstützung. Nicht besser
ging es auch dem von Esther Bührer (sp, SH) eingebrachten Gegenvorschlag, der im
Vorjahr bereits im Nationalrat keinen Erfolg gehabt hatte. Verschiedene
Zeitungskommentatoren zweifelten nach dem negativen Entscheid des Ständerates an
dessen politischem Willen, an den auch von ihm beklagten Auswirkungen der
Bodenspekulation etwas zu ändern. 13

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 10.03.1987
LUZIUS MEYER

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Gesundheitspolitik

Pointiert äusserten sich die in der Organisation «Ärzte und Ärztinnen für soziale
Verantwortung» engagierten Mediziner auch zu den Gefahren einer
Umweltkatastrophe, insbesondere einer atomaren Verstrahlung. An einer nationalen
Kundgebung wiesen sie darauf hin, dass die Schweiz für einen Ernstfall völlig
ungenügend gerüstet sei und sie nicht in der Lage wären, die Bevölkerung medizinisch
adäquat zu versorgen. Der Berner Arzt und Nationalrat P. Günter (ldu, BE) verdächtigte
die Landesregierung, eine im Auftrag der Schweizerischen Sanitätsdirektorenkonferenz
(SDK) erstellte Studie über Hilfeleistung bei nuklearen und strahlenbedingten Unfällen,
welche auf Koordinationsprobleme und mangelnde Kapazitäten hinweist, mit Absicht
über Monate hinweg nicht zu publizieren – und er witterte dabei ein ‹Manöver› im
Vorfeld der Atom-Abstimmungen vom September 1990. Ebenfalls lange unter
Verschluss gehalten wurde eine Untersuchung, die Mängel in der Jod-Prophylaxe der
Bevölkerung auflistet. In Beantwortung einer Einfachen Anfrage Bührer (sp, SH) zur
Notfallplanung bei Atomunfällen verwies der Bundesrat darauf, dass das
Gesundheitswesen primär eine kantonale Angelegenheit sei, zeigte sich jedoch
zuversichtlich und versprach, der Jod-Prophylaxe in den kommenden Monaten die
nötige Beachtung zu schenken. 14

INTERPELLATION / ANFRAGE
DATUM: 05.10.1990
MARIANNE BENTELI

Sozialversicherungen
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Alters- und Hinterlassenenversicherung (AHV)

Für den Vorsteher des federführenden Departements des Innern, Bundespräsident
Cotti, wurde die ständerätliche Eintretensdebatte zur 10. AHV-Revision zu einer
wahren Zitterpartie. Die Mehrheit der vorberatenden Kommission beantragte dem Rat
zwar Eintreten, doch verlangten sowohl eine sozialdemokratische
Kommissionsminderheit (Bührer/SH und Miville/BS) wie auch der Freisinnige Schoch
(AR) Rückweisung an den Bundesrat; Jagmetti (fdp, ZH) wollte die Vorlage zur
Überarbeitung an die Kommission zurückgeben. Alle diese Antragsteller stiessen sich
daran, dass die 10. AHV-Revision der Gleichstellung der Geschlechter nicht Rechnung
trägt. Während aber der Antrag Bührer/Miville das Rentensplitting ohne
Schlechterstellung der Frauen beim Rentenalter wollte, tendierten die beiden
freisinnigen Anträge auf eine Angleichung des Rentenalters zuungunsten der Frauen.
Nur dank der geschlossenen Front der CVP-Abgeordneten, welche zwar vereinzelt auch
Kritik am mangelnden Mut des Bundesrates übten, die aber ihren Regierungsvertreter
offenbar nicht durch eine Rückweisung brüskieren wollten, wurde schliesslich Eintreten
beschlossen. Hauptargument Cottis war, dass bei Nichteintreten die Verbesserungen
für die weniger begüterten Rentner weiter auf sich warten lassen müssten. Nach dieser
recht emotional geführten Grundsatzdebatte schien es, als würden die Kritiker in der
kleinen Kammer resignieren. In der Detailberatung verabschiedete der Ständerat die
bundesrätliche Vorlage mit einigen unbedeutenden Änderungsvorschlägen.
Insbesondere hielt er — entgegen anderslautenden Anträgen — an dem vom Bundesrat
vorgeschlagenen ungleichen Rentenalter (65/62) für Männer und Frauen und an der
gemeinsamen Ehepaarrente fest. 15

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 21.03.1991
MARIANNE BENTELI

Das Unbehagen an der erneut ausgeklammerten Gleichstellung der Geschlechter
veranlasste die Ständeräte Küchler (cvp, OW) (Mo. 91.3107) und Schoch (fdp, AR) zur
Einreichung von zwei Motionen, welche beide die unverzügliche Ausarbeitung einer 11.
AHV-Revision verlangten. Während die Motion Küchler sehr allgemein gehalten war,
forderte die Motion Schoch als Preis für Rentensplitting und Betreuungsgutschriften
auch die Gleichstellung der Geschlechter beim Rentenalter durch die Heraufsetzung
des Pensionierungsalters der Frauen auf 65 Jahre. Dieser Punkt war es denn auch, der
in der Herbstsession zu einem heftigen Schlagabtausch zwischen der Schaffhauser SP-
Ständerätin Bührer und dem Motionär führte. Beide Motionen wurden schliesslich als
Postulat überwiesen. 16

MOTION
DATUM: 21.09.1991
MARIANNE BENTELI
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